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Aufgabenbereich  
Straf- und Massnahmenvollzug 

1. Ist-Zustand 

Der Straf- und Massnahmenvollzug liegt grundsätzlich in der Zuständigkeit der Kantone. 
Der Bund leistet allerdings Baubeiträge in Höhe von 35% der anerkannten Baukosten 
an die Anstalten des Straf- und Massnahmenvollzugs sowie an beitragsberechtigte Er-
ziehungseinrichtungen. Bei Letzteren subventioniert er auch den Betrieb (30% an die 
anerkannten Kosten für das erzieherisch tätige Personal). Weitere Finanzierungsver-
flechtungen bestehen durch die Subventionen des Bundes an Modellversuche (bis zu 
80% der Projektkosten) und an das Schweizerische Kompetenzzentrum für den Justiz-
vollzug (SKJV). Die Subventionen des Bundes sind an die Erfüllung von Qualitätsstan-
dards gebunden. Keine Beiträge leistet der Bund an Einrichtungen für die Untersu-
chungshaft (U-Haft), ambulante und weitere nicht beitragsberechtigte Angebote im Er-
ziehungsbereich sowie im Bereich Register/Statistiken zum Erwachsenenstrafvollzug, 
wo die Kantone aktuell einen Informationsaustausch aufbauen wollen. 

1.1. Regelungskompetenz 

Der Bund hat im Bereich des Strafrechts eine umfassende Gesetzgebungskompetenz 
(Art. 123 Abs. 1 BV). Die Kantone wiederum sind für den Straf- und Massnahmenvollzug 
der gestützt darauf gefällten Urteile verantwortlich (Art. 123 Abs. 2 BV). Die Aufgabener-
füllung erfolgt damit vollständig in den Kantonen und grundsätzlich nach kantonalem 
Recht. Damit sie ihre Vollzugsaufgaben besser bewältigen können, haben sich die Kan-
tone in gewissen Bereichen in Konkordaten zusammengeschlossen. 

Mit dem Erlass des Bundesgesetzes über die Leistungen des Bundes für den Straf- und 
Massnahmenvollzug (LSMG) hat der Bund von seiner Förderkompetenz nach Art. 123 
Abs. 3 BV Gebrauch gemacht. Das LSMG regelt die Gewährung von Betriebsbeiträgen 
an Erziehungseinrichtungen sowie von Baubeiträgen an den Neu-, Aus- und Umbau von 
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https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1986/1934_1934_1934/de


Seite 2 / 25 

Strafvollzugs- und Erziehungseinrichtungen. Zudem leistet der Bund gestützt auf das 
LSMG Beiträge an Modellversuche, um die Entwicklung und Erprobung neuer Methoden 
und Konzeptionen zu fördern sowie Beiträge an das SKJV, um die dort angestrebte Har-
monisierung im Ausbildungsbereich zu unterstützen. 

Die sachliche Regelungskompetenz des Bundes im Hinblick auf den Vollzug (zum Bei-
spiel Qualitätsvorgaben) entsteht indirekt über die Anerkennungskriterien für die im 
LSMG definierten Subventionen. Nicht subventionierte Bereiche wie die U-Haft entzie-
hen sich folglich der entsprechenden Regelungskompetenz des Bundes. (U-Haft-Ein-
richtungen erhalten jedoch anteilsmässige Beiträge, wenn dort – was durchaus üblich ist 
– auch kurze Freiheitsstrafen vollzogen werden. Die Beiträge sind dabei an Kriterien ge-
knüpft, die teils auch den Anteil der U-Haft miteinschliessen.) Da die Beiträge des Bun-
des an qualitative und quantitative Voraussetzungen geknüpft sind, führen sie zu einer 
gewissen Harmonisierung im interkantonalen Vergleich. Werden die Kriterien nicht er-
füllt, gibt es keine Bundesbeiträge. Der Bund nimmt jedoch keine direkte Regelungs-
kompetenz wahr, um Mindeststandards im Straf- und Massnahmenvollzug durchzuset-
zen. Theoretisch könnte der Bund die Kantone gestützt auf Art. 123 Abs. 3 BV unabhän-
gig von Beiträgen zur Einhaltung von Standards in Strafvollzugs- und Erziehungseinrich-
tungen verpflichten. In der Praxis wurde von dieser Kompetenz aber nie Gebrauch ge-
macht.  

Als Garant für die Einhaltung eingegangener internationaler Verpflichtungen kommt dem 
Bund eine indirekte Regelungskompetenz im Bereich der Ausgestaltung des Justizvoll-
zugs zu. 

1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

Die Leistungserbringung im Erwachsenenstrafvollzug erfolgt heute zu grossen Teilen 
durch kantonale Einweisungsbehörden, Bewährungshilfe sowie Einrichtungen (insbe-
sondere im Massnahmenvollzug teils durch von den Kantonen beauftragte private Ein-
richtungen). Bundeseinrichtungen gibt es keine; so weist auch die Bundesanwaltschaft 
in kantonale Einrichtungen ein. Die Einzelheiten des Vollzugs richten sich dabei nach 
kantonalem Recht. Durch den Erlass interkantonaler Bestimmungen tragen die drei regi-
onalen Strafvollzugskonkordate (Konkordat der lateinischen Schweiz, Konkordat der 
Nordwest- und Innerschweiz, Ostschweizer Konkordat) wesentlich zur Harmonisierung 
und Rechtsvereinheitlichung innerhalb ihrer Region bei, wie dies der Bundesgesetzge-
ber in Art. 372 Abs. 3 StGB fordert. Darüber hinaus gibt es einzelne von der KKJPD ver-
abschiedete Grundlagenpapiere und Empfehlungen mit gesamtschweizerischer Gültig-
keit, die aber im Sinne einer Absichtserklärung keinen verbindlichen Charakter haben, 
sowie vom SKJV erarbeitete Grundlagenpapiere, welche verschiedenste Fragen rund 
um Haftsettings, Sicherheit, Gesundheitsversorgung, Management von Einrichtungen 
oder Personalmanagement betreffen. Diese in aller Regel nicht rechtsverbindlichen Do-
kumente konkretisieren den aktuellen Stand der fachlichen Diskussion (inkl. Anforderun-
gen aus dem Soft Law) und geben den Kantonen Hilfestellungen zur Umsetzung. Die 
drei regionalen Strafvollzugskonkordate sind im Übrigen zuständig für die konkordatliche 
Anstaltsplanung, für die neu eine schweizweite Grundlage entwickelt wird. Da es aber 
für die wirksame Steuerung der Angebote keine rechtsverbindlichen Instrumente gibt, 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/54/757_781_799/de
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stellt die Unterstützung des Bundes mittels Baubeiträgen ein wesentliches koordinieren-
des Element dar. Indem Beiträge nur entrichtet werden, wenn die geforderte Qualität so-
wie der Bedarf nach dem Angebot nachgewiesen werden können, wird im Bereich des 
Straf- und Massnahmenvollzug einem unkoordinierten Entstehen von Überkapazitäten 
Einhalt geboten. Was die U-Haft anbelangt, so liegt diese vollständig in kantonaler Ver-
antwortung und erhält keine Bundessubventionen. 

Im Bereich der Erziehungseinrichtungen erfolgt die Leistungserbringung mehrheitlich 
durch private, teilweise auch durch kantonale und kommunale Organisationen, die fach-
lich und betriebswirtschaftlich weitgehend autonom agieren. Diese Leistungserbringer 
verfügen in der Regel über einen Leistungsauftrag des Standortkantons, der sich an ei-
ner kantonalen Angebotsplanung und an kantonalen Qualitätsvorgaben orientiert. Sie 
werden in der Regel von einer kantonalen Stelle beaufsichtigt. Die Leistungsabgeltung 
erfolgt meist und grösstenteils durch den Kanton, in dessen Zuständigkeit die betreuten 
Personen fallen – dies ist nicht notwendigerweise der Standortkanton – sowie teilweise 
durch die Leistungsbeziehenden beziehungsweise ihre gesetzlichen Vertretungen. Die 
interkantonalen Prozesse sind in einem Konkordat geregelt (Interkantonale Vereinba-
rung für soziale Einrichtungen IVSE). Diesem Konkordat sind alle Kantone beigetreten. 
Es sind allerdings nicht alle Heime der IVSE unterstellt; der Standortkanton entscheidet 
über eine Anerkennung (die IVSE listet 471 Einrichtungen; zu nicht IVSE-anerkannten 
Angeboten gibt es keine vollständige Übersicht). Die Qualitätsvorgaben für die Einrich-
tungen sind nicht in allen Kantonen identisch und können auch innerhalb eines Kantons 
unterschiedlich ausfallen. Diese Unterschiede können von der Zielgruppe abhängig sein 
oder – selbst bei identischer Zielgruppe – von kantonalen Gegebenheiten und Zustän-
digkeiten. Auch in diesem Bereich hat der Bund Förderkompetenzen: Sind die Voraus-
setzungen gemäss LSMG erfüllt, richtet er Bau- und Betriebsbeiträge aus. Aktuell gibt 
es 190 vom Bund subventionierte Einrichtungen (grösstenteils IVSE-anerkannte Einrich-
tungen), wobei grosse kantonale Unterschiede bestehen: Je nach Kanton wird ein 
Grossteil der dortigen Einrichtungen subventioniert, teilweise erhalten nur wenige oder 
gar keine der Einrichtungen Beiträge. Der Bund subventioniert in den Erziehungseinrich-
tungen die Personalkosten, welche anfallen für die Betreuung strafrechtlich verurteilter 
oder zivilrechtlich eingewiesener Minderjähriger sowie Bauinvestitionen, sofern die Insti-
tution die Anspruchsvoraussetzungen erfüllt (die Zusammenarbeit zwischen dem Kin-
desschutz und dem Jugendgericht kann sehr eng sein und je nach dem kann eine zivil- 
oder jugendstrafrechtliche Massnahme zum Zuge kommen). Klientel, das gemäss Ge-
setz keinen Anspruch auf Subventionen hat, wird nicht subventioniert, hier werden an-
teilsmässig die Betriebs- als auch die Baubeiträge gekürzt. Schliesslich verfügt der Bund 
über die einzige nationale Datenbank zu Platzierungen von Minderjährigen in den 190 
beitragsberechtigten Einrichtungen. Diese stellt der Bund auch den Kantonen zur Verfü-
gung, die bei Planungsfragen darauf zurückgreifen können.  

Da die Kantone für den Vollzug zuständig sind, obliegt ihnen auch die Erprobung neuer 
Methoden und Konzeptionen im Straf- und Massnahmenvollzug – dies betrifft sowohl 
Modellversuche im Bereich der Erwachsenen wie auch der Minderjährigen. Der Bund 
leistet hier und bei der Aus- und Weiterbildung des Fachpersonals Justizvollzug am 
SKJV Beiträge. Die im SKJV ausgebildeten Fachpersonen Justizvollzug arbeiten nebst 
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dem Erwachsenenstrafvollzug auch in geschlossenen jugendstrafrechtlichen Einrichtun-
gen. Die Fachpersonen Sozialpädagogik, welche das Rückgrat der Erziehungseinrich-
tungen bilden, werden an Fachhochschulen und Höheren Fachschulen ausgebildet. 

Der Bund (EDA und fedpol) ist zuständig für die Koordination bei Anfragen aus dem 
Ausland zu ausländischen Personen, die in der Schweiz inhaftiert sind. Aktuell fehlen 
gesamtnationale Register/Statistiken (Erwachsenenstrafvollzug). Bundesbeiträge an 
die Kantone im Bereich Register/Statistiken gibt es keine. 

Da die Schweiz die europäische Menschenrechtskonvention ratifiziert hat, die gerade im 
Straf- und Massnahmenvollzug eine besondere Bedeutung entfaltet, kommt dem Bund 
gegenüber dem Europarat die Rolle als Garant für den konventionskonformen Justizvoll-
zug in den Kantonen zu. Der Freiheitsentzug ist der stärkste Eingriff des Staates in die 
Freiheit seiner Bürgerinnen und Bürger. Dass sich der Bund als höchste Staatsebene, 
Hüter der Verfassung und internationaler Ansprechpartner zumindest im Sinne einer 
Aufsichtsfunktion (heute mit entsprechenden finanziellen Beiträgen verknüpft) an der 
Umsetzung dieser hochsensiblen Aufgabe beteiligt, ist unabdingbar. 

Weiterhin relevant: Bericht des Bundesrats von 2014 zum Postulat Amherd (11.4072). 

1.3. Finanzierung 

Die Ausgaben der Kantone im Bereich Straf- und Massnahmenvollzug und der Erzie-
hungseinrichtungen bewegen sich im tiefen einstelligen Milliardenbereich. Genaue Zah-
len liegen unter anderem aufgrund unterschiedlicher Zuordnungen und fragmentierter 
Zuständigkeiten nicht vor. Weitere Informationen zum Straf- und Massnahmenvollzug 
und insbesondere den Kosten können im Bericht des Bundesrats von 2013 zum Postu-
lat Rickli (10.3693) nachgeschlagen werden. 

Der Bund subventioniert die Bereiche Straf- und Massnahmenvollzug sowie Erziehungs-
einrichtungen aktuell (Voranschlag 2025) mit rund 130 Millionen Franken. Davon entfal-
len 8 Millionen Franken auf Baubeiträge an Erziehungseinrichtungen, 82 Millionen Fran-
ken auf Betriebsbeiträge an Erziehungseinrichtungen (190 Erziehungseinrichtungen mit 
insgesamt 3600 Plätzen werden vom Bund unterstützt; 82 Millionen Franken entspre-
chen einem Anteil von 15 bis 20% der gesamten – nicht bloss den vom Bund subventio-
nierten – Betriebskosten dieser Einrichtungen), 39 Millionen Franken auf Baubeiträge an 
Strafvollzugsanstalten und rund 3 Millionen Franken auf Subventionen an Modellversu-
che und an das SKJV. Die Baubeiträge für Erziehungseinrichtungen und Strafvollzugs-
anstalten sind von Jahr zu Jahr starken Schwankungen unterworfen – der Voranschlag 
2025 entspricht jedoch in etwa dem Schnitt der letzten Jahre. Die Botschaft zum Entlas-
tungspaket 2027 sieht im Übrigen eine Kürzung des maximalen Beitragssatzes an Mo-
dellversuche von aktuell 80% auf neu 50% der Gesamtkosten vor. 

https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/80136.pdf
https://www.bj.admin.ch/dam/bj/de/data/sicherheit/smv/dokumentation/ber-br-d.pdf.download.pdf/ber-br-d.pdf
https://www.bj.admin.ch/dam/bj/de/data/sicherheit/smv/dokumentation/ber-br-d.pdf.download.pdf/ber-br-d.pdf
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1.4. Herausforderungen 

Aus Sicht der Expertengruppe Aufgaben- und Subventionsüberprüfung ist die aktuelle 
Aufgabenteilung nicht angemessen. Demgegenüber kommen die kantonalen Vertreter 
dieser Arbeitsgruppe (AG) zum Schluss, dass die fiskalische Äquivalenz in den ver-
schiedenen Bereichen insgesamt gut eingehalten ist, das heisst die finanzielle Beteili-
gung und die sachliche Regelungsdichte des Bundes sind in einer guten Balance.  

Die Aufgabenerfüllung, die Finanzierung sowie die Zusammenarbeit zwischen Bund und 
Kantonen im Straf- und Massnahmenvollzug für Erwachsene wie auch im Bereich der 
Erziehungseinrichtungen funktionieren aus Sicht der Beteiligten grundsätzlich gut. Die 
Betriebsbeiträge sowie die Mitfinanzierung von Bauprojekten durch den Bund tragen 
dazu bei, qualitative Mindeststandards einheitlich innerhalb der Schweiz zu erreichen 
respektive umzusetzen. Auch wirkt der geforderte Bedarfsnachweis für Bauvorhaben re-
gulierend. Teilweise werden im Bereich der Erziehungseinrichtungen der administrative 
Aufwand und die Regulierungsdichte aber als relativ hoch wahrgenommen. Im Bereich 
der Erziehungseinrichtungen bestehen zudem teilweise Herausforderungen in der über-
regional-strategischen Steuerung. So ist beispielsweise nicht bekannt, wie viele Einrich-
tungen es in der Schweiz gibt und wie viele Plätze diese haben. Einzig die Planungs-
plattform des Bundes kann aktuell Daten über Angebot und Nutzung von Erziehungsein-
richtungen liefern, wobei sie natürlich nur Angaben zu den Einrichtungen umfasst, wel-
che der Bund subventioniert. Die Planungsplattform des Bundes wird von den Kantonen 
sehr geschätzt, sie ist für eine integrierte kantonale Angebotsplanung aber nicht umfas-
send genug. 

Gegenüber dieser positiven Einschätzung des Status quo aus sektoraler Sicht kann aus 
finanzpolitischer Sicht entgegnet werden, dass durch die zweckgebundenen Subventio-
nen unnötige Verflechtungen geschaffen werden, welche die eigenständige finanzielle 
Prioritätensetzung beider Staatsebenen einschränken und administrative Ressourcen 
binden. Zudem sind die unterschiedlichen Subventionslogiken (sowohl Betriebs- als 
auch Baubeiträge an Erziehungseinrichtungen, jedoch nur Baubeiträge an Einrichtun-
gen für Erwachsene) und die damit angestrebten Ziele für die verschiedenen Bereiche 
schwer nachvollziehbar. Da die Planung und die Mittelanträge bottom-up von den Kan-
tonen erfolgen, ist die tatsächliche Tragweite der schweizweiten Steuerungswirkung der 
Finanzhilfen fraglich. Die harmonisierenden Vorgaben des Bundes könnten aus dieser 
finanzpolitischen Perspektive im Sinne des Vollzugsföderalismus theoretisch auch unab-
hängig von einer finanziellen Verflechtung gemacht werden. 

Die kantonalen Vertreter sehen im Übrigen Herausforderungen rund um die umfassende 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes im Strafrecht sowie die Internationalisierung im 
Straf- und Massnahmenvollzug. Der Bundesgesetzgeber, das Schweizerische Bundes-
gericht, die Organe des Europarats und der UNO wie auch die nationalen sowie interna-
tionalen Kontrollmechanismen haben in den vergangenen Jahren stark in den Kompe-
tenzbereich der Kantone im Aufgabengebiet des Straf- und Massnamenvollzugs einge-
griffen. Die Kantone sind immer weniger frei in der Ausgestaltung dieses Aufgabenbe-
reichs. Sie sind heute vielfach angehalten, die Erlasse, Entscheide und Empfehlungen 

https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/89489.pdf
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dieser übergeordneten Organe umzusetzen, ohne massgeblich auf deren Inhalt einwir-
ken zu können. Die daraus resultierenden Mehrkosten müssen fast ausschliesslich 
durch die Kantone getragen werden.  

Die einzelnen Bereiche im Detail: 

- Baubeiträge Straf- und Massnahmenvollzugsanstalten: Aus Sicht des Justizvoll-
zugs bereitet die Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen keine Schwie-
rigkeiten, im Gegenteil, sie wird von beiden Seiten als adäquat wahrgenommen. 
Die Bauvorschriften des BJ sowie die entsprechende unentgeltliche Expertise 
zur Erstellung von Justizvollzugsbauten sind für die Kantone – insbesondere 
kleinere Kantone – sehr hilfreich. Schliesslich bauen viele Kantone äusserst sel-
ten Straf- und Massnahmenvollzugsanstalten. Ähnliches gilt für die unentgeltli-
chen Empfehlungen zum Betrieb, welche die Basis bilden für die Anforderungen 
an die Bauten (welche Räume zu welchem Zweck für welche Vollzugsform) nach 
einem schweizweit vergleichbaren Standard im Straf- und Massnahmenvollzug. 
Dies ist deshalb wichtig, weil der Justizvollzug in Grundrechte der Bürgerinnen 
und Bürger eingreift, was schweizweit in vergleichbarer Art und Weise gesche-
hen sollte. 

- Im Bereich U-Haft bestehen keine Beiträge und damit auch keine daran gebun-
denen Vorschriften (vgl. aber Art. 234 f. StPO). Die Qualität in den Einrichtungen 
der U-Haft ist denn auch gemessen an internationalen Standards teilweise unge-
nügend. Zudem bestehen hier grosse Unterschiede zwischen den Kantonen.  

- Baubeiträge Erziehungseinrichtungen: Der administrative Aufwand im Vergleich 
zu den Subventionen wird von einigen Beteiligten als hoch eingeschätzt. Es stellt 
sich zudem die Frage, ob die Baubeiträge des Bundes zusätzlich zu den Be-
triebsbeiträgen für die Aufrechterhaltung des Angebots und zur Durchsetzung 
der Qualitätsvorgaben notwendig sind. Andererseits erachten viele Kantone die 
unentgeltliche baufachliche Unterstützung des BJ als grossen Mehrwert. 

- Betriebsbeiträge Erziehungseinrichtungen: Alle Einrichtungen, welche die Krite-
rien bezüglich Zielklientel und Angebot (stationär, 365 Tage offen etc.) erfüllen, 
können beim Bund ihren Anspruch auf Subventionen geltend machen. Nicht alle 
tun dies, und ohnehin wird mit den bestehenden Kriterien nur ein Teil der existie-
renden Einrichtungen subventioniert, was zu einer unübersichtlichen Subven-
tions- und Aufsichtsasymmetrie führt. Da die alternativen Angebote im Vergleich 
zu den subventionierten Einrichtungen meist immer noch günstiger (Wochenin-
ternate, ambulante Angebote) oder in ungenügender Menge (Pflegefamilien) vor-
handen sind, bestehen derzeit keine Fehlanreize bei den individuellen Platzie-
rungsentscheidungen. Fehlanreize sind jedoch auf der institutionellen Ebene an-
zutreffen. Ein Beispiel sind Schulheime, die für die BJ-Anerkennung 365 Tage 
geöffnet werden, jedoch Klientel betreuen, das an den Wochenenden mehrheit-
lich nach Hause zurückkehren kann. Die ganzjährige Öffnung entspricht somit 
keinem wirklichen Bedarf, sondern wird lediglich aufgrund der Anforderungen für 
Subventionen des BJ aufrechterhalten. Daraus resultieren unnötige Mehrkosten.  
Ausserdem stellt sich bei den Schulheimen die Frage, ob diese nicht eher den 
Bildungsbereich betreffen und damit eine rein kantonale Aufgabe darstellen. Bei 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2010/267/de
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den Betriebsbeiträgen an die Erziehungseinrichtungen ist grundsätzlich die Not-
wendigkeit eines Engagements des Bundes fraglich (Subsidiaritätsprinzip), zu-
mal die Subventionen des Bundes weniger als 10% der Gesamtkosten aller 
(subventionierte und nicht subventionierte Einrichtungen) stationärer Einrichtun-
gen für Kinder und Jugendliche ausmachen und Einrichtungen bestehen, die 
keine Bundesbeiträge erhalten. Andererseits begrüssen die Kantone die Mitfi-
nanzierung und -regulierung des Bundes im Bereich der stationären Einrichtun-
gen, da sie für gewisse schweizweite Mindeststandards sorgt und zudem die fi-
nanzielle Belastung der Kantone bei den besonders teuren Angeboten mindert 
(für weitere Informationen: EFK zu Erziehungseinrichtungen).  

- Bei den Beiträgen zugunsten der Modellversuche und des SKJV sieht die Ar-
beitsgruppe aktuell keinen Handlungsbedarf. 

- Nationale Register/Statistiken Erwachsenenstrafvollzug: Ein zentrales Wissen, 
wer in der Schweiz in Haft ist, besteht nicht, was auch im Hinblick auf ausländi-
sche Inhaftierte in der Schweiz bei Anfragen aus dem Ausland (an EDA und fed-
pol) ein Problem darstellen kann. Die Kantone bauen zurzeit einen Informations-
austausch auf. Bei ihnen liegen aktuell die entsprechenden Informationen. 

2. Mögliche Varianten 

Die AG hat für den Bereich Straf- und Massnahmenvollzug Erwachsene inklusive U-Haft 
sowie den Bereich Erziehungseinrichtungen folgende Stossrichtungen geprüft: 

• Zentralisierung 

• Dezentralisierung 

• Teilzentralisierung / punktuelle Anpassung 

• Teildezentralisierung / punktuelle Anpassung 

Die Stossrichtungen enthalten teilweise mehrere mögliche Varianten, die auch kombi-
niert werden können.  

Die Ausganglage des Status quo ist eine dezentrale Aufgabenerfüllung ohne eigentliche 
Verflechtung im Vollzug der Aufgaben. Die heutige Verflechtung besteht in der Finanzie-
rungs- und Regulierungsverantwortung. Folglich gründen die Entflechtungsvarianten 
vornehmlich auf Neuzuteilungen der Finanzierungs- und Regulierungsverantwortung, 
während der Vollzug weitgehend unberührt bleibt. 

Im Bereich Modellversuche, SKJV und Register/Statistiken (Erwachsenenstrafvollzug) 
hat die AG keine Varianten geprüft. Diese Themenbereiche stehen in enger Verbindung 
zu den Varianten im Straf- und Massnahmenvollzug sowie der Erziehungseinrichtungen 
und werden in der zweiten Phase des Projekts in Abhängigkeit der gewählten Stossrich-
tungen weiterverfolgt und vertieft. 

https://www.efk.admin.ch/prufung/bundesbeitraege-an-erziehungsmassnahmen-fuer-jugendliche-eine-bilanz/
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2.1. Straf- und Massnahmenvollzug Erwachsene 
inklusive U-Haft 

2.1.1. Stossrichtung 

Variante 1: Zentralisierung 

Im Bereich des Straf- und Massnahmenvollzugs für Erwachsene nimmt der Bund mittels 
Baubeiträgen schon heute gewisse Kompetenzen wahr. Der Justizvollzug an sich sowie 
der Bau und die Infrastruktur der U-Haft allerdings obliegen heute vollständig den Kanto-
nen. Zwei zentralisierende Varianten sind möglich und wurden von der KKJPD bereits 
im Jahr 2021 geprüft, aber nicht weiterverfolgt. Basierend darauf: 

Variante 1a: Vollständige Zentralisierung 

Der Bund wird für den Straf- und Massnahmenvollzug sowie die U-Haft allein und um-
fassend zuständig. Dies zum Beispiel nach dem Modell des Grenzwachtkorps. Der 
Bund erlässt eine umfassende Gesetzgebung für den Justizvollzug, die 26 Kantone er-
lassen keine Gesetzgebungen mehr auf kantonaler Ebene. Der Bund rekrutiert und bil-
det neu auch das für den Betrieb der Anstalten nötige Personal aus, ist Einweisungs-
/Vollzugsbehörde und gewährleistet die Bewährungshilfe. Alle entsprechenden Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter sind sodann Bundesangestellte. Zudem übernimmt und finan-
ziert der Bund den Betrieb der Anstalten sowie die dafür anfallenden Investitionskosten. 
Die Kantone werden für die Übernahme der bestehenden Infrastruktur durch den Bund 
entschädigt. Neue Infrastruktur ist Sache des Bundes. 

Nach diesem Modell haben die Kantone keinen Einfluss mehr auf den Straf- und Mass-
nahmenvollzug sowie die U-Haft, weder rechtlich noch betrieblich noch finanziell. 
Zwecks bedarfsgerechter Angebotsplanung und Eruierung geeigneter Standorte für 
Neubauten etc. koordiniert sich der Bund eng mit kantonalen Stellen. Darüber hinaus 
stimmt sich der Bund mit den kantonalen Polizeiorganisationen, Staatsanwaltschaften 
und Gerichten ab. 

Variante 1b: Kantonaler Vollzug mit Bundesgesetzgebung 

Der Bundesgesetzgeber normiert den Rahmen für den Straf- und Massnahmenvollzug 
inklusive U-Haft auf Gesetzesstufe und die Kantone sind für den Vollzug des Bundes-
rechts zuständig. Die 26 Kantone erlassen keine Gesetzgebungen mehr auf kantonaler 
Ebene. Die bundesrechtlichen Vorgaben können vom Bund auf Verordnungsstufe oder 
mittels (verbindlicher) Rundschreiben und Weisungen an die Kantone präzisiert und er-
gänzt werden. Der Bund beteiligt sich sodann an der Entwicklung digitaler Instrumente 
(Statistik, Fallführung etc.) sowie vermehrt an den Kosten der Anstaltsbauten, denn er 
gibt abschliessend die Vorgaben für den Bau von Anstalten vor (sogenannte materielle 
Haftbedingungen). Dies verbilligt die Anstaltsbauten für die Kantone und vereinfacht 
rechtlich und technisch die schweizweite digitale Transformation des Justizvollzugs. 

Variante 2: Dezentralisierung 
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Die Kantone übernehmen neu die gesamten Kosten für die Erstellung der nötigen An-
stalten im Straf- und Massnahmenvollzug. Die bisherigen Baubeiträge des Bundes fal-
len weg. Den Kantonen obliegen auch weiterhin die Aufgabenerfüllung sowie die Sicher-
stellung eines einheitlichen Vollzugs (vgl. Art. 377 StGB; Art. 372 Abs. 3 StGB). Heute 
tragen die an Mindeststandards und Bedarfsnachweis geknüpften Baubeiträge des Bun-
des zu einer Harmonisierung bei – wer auf die Beiträge des Bundes verzichten will, 
muss sich allerdings nicht an diese Standards halten. Künftig müssen sich die Kantone 
bei Bedarf in Konkordaten auf einheitliche Mindeststandards einigen. Im Ausnahmefall, 
der einen solchen Eingriff rechtfertigt, könnte der Bund die Kantone theoretisch auch ge-
stützt auf Art. 123 Abs. 3 BV zu vom Bund festgelegten einheitlichen Standards ver-
pflichten (bislang hat der Bund von dieser direkten Regelungskompetenz nie Gebrauch 
gemacht und stattdessen indirekt über an Mindeststandards geknüpfte Bundesbeiträge 
mitreguliert). 

Im Bereich U-Haft sind die Kantone wie bis anhin für die gesamten Aufgaben sowie 
Kosten für die Erstellung und den Betrieb der nötigen Anstalten zuständig. 

Variante 3: Teilzentralisierung / punktuelle Anpassung 

Im Sinne der Einheitlichkeit und analog zu den Straf- und Massnahmenvollzugsanstal-
ten gibt der Bund neu auch im Bereich U-Haft Mindeststandards zur Harmonisierung 
und Verbesserung der Infrastruktur zwecks Sicherstellung eines menschenrechtskonfor-
men Freiheitsentzugs vor und beteiligt sich, wenn diese eingehalten werden, mit Bau-
beiträgen. Als Folge kann davon ausgegangen werden, dass sich die Infrastruktur der 
U-Haft künftig bei Bedarf auch rechtskonform für den Betrieb von Straf- und Massnah-
menvollzug nutzen liesse. 

Variante 4: Teildezentralisierung / punktuelle Anpassung 

Der Bund leistet im Straf- und Massnahmenvollzug keine Baubeiträge mehr an Mass-
nahmenpakete mit kleineren baulichen Projekten (zum Beispiel die Anschaffung von 
Maschinen für die Einrichtung von Werkstätten, die Anschaffung von Metalldetektorbo-
gen etc.). Die Möglichkeit, kleinere Projekte zu einem Massnahmenpaket zusammenzu-
schnüren, um den vom Bund definierten Schwellenwert von 100'000 Franken für eine 
Subventionierung zu erfüllen, fällt entsprechend weg. 

2.1.2. Rechtsetzungsbedarf  

Variante 1: Zentralisierung 

Variante 1a: Vollständige Zentralisierung 

Der vollständige Zentralisierungsansatz setzt eine Änderung der Verfassung voraus – 
insbesondere muss der Bund die nötigen verfassungsrechtlichen Kompetenzen in die-
sem Bereich erhalten. Aktuell hat der Bund in der Verfassung lediglich optionale Förder-
kompetenzen und Möglichkeiten, das Vollzugsrecht mitzugestalten – nicht aber die 
Kompetenz, um selbst den Vollzug zu übernehmen. Darüber hinaus ist zu klären, ob die 
U-Haft, wo der Bund aktuell nicht tätig ist, in der Verfassung als Teil des Straf- und Mas-
snahmenvollzugs bereits heute mitgemeint ist oder ob sie neu noch erwähnt werden 
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muss. Neben den notwendigen Verfassungsänderungen wären auch Änderungen des 
LSMG und der LSMV notwendig. Ausserdem ist eine Änderung des StGB erforderlich 
(Art. 372 nennt den Vollzug durch die Kantone; Art. 377 enthält die Pflicht der Kantone 
zur Errichtung und dem Betrieb von Anstalten; Art. 380 benennt die Kantone als die 
Kostenträger im Straf- und Massnahmenvollzug etc.). 

Variante 1b: Kantonaler Vollzug mit Bundesgesetzgebung 

Gemäss der aktuell gültigen Verfassungsgrundlage fällt der Straf- und Massnahmenvoll-
zug in die Kompetenz der Kantone, aber nur «soweit das Gesetz [d.h. die Bundesge-
setzgebung] nichts anderes vorsieht» (Art. 123 Abs. 2 BV). Der Bundesgesetzgeber ist 
bereits heute verfassungsrechtlich ermächtigt, durch Rechtserlasse in die Gesetzge-
bungskompetenz der Kantone einzugreifen. Dabei besteht im Grundsatz auch die Mög-
lichkeit eines Systemwechsels von einem kantonalen zu einem einheitlichen Bundes-
vollzugsrecht. Eine Verfassungsänderung ist somit nicht notwendig. Es ist jedoch zu klä-
ren, ob die U-Haft in der Verfassung als Teil des Straf- und Massnahmenvollzugs mitge-
meint ist respektive als Teil des Strafprozessrechts ausreichend Bundeskompetenz be-
steht. Falls nicht, muss die U-Haft in der Verfassung neu noch explizit erwähnt werden. 
Darüber hinaus bestehen nachgelagerte Auswirkungen auf das LSMG und die LSMV. 

Variante 2: Dezentralisierung 

Der Dezentralisierungsansatz Straf- und Massnahmenvollzug bedingt Änderungen im 
LSMG und der LSMV. Eine Verfassungsänderung ist nicht nötig, da Art. 123 Abs. 3 BV 
ohnehin nur eine Kann-Formulierung enthält – die heutigen Bundesbeiträge im Straf- 
und Massnahmenvollzug sind somit von der Verfassung nicht vorgeschrieben. Die an 
die heute ausbezahlten Bundesbeiträge geknüpften Vorschriften entfallen ebenfalls.  

Variante 3: Teilzentralisierung / punktuelle Anpassung 

Davon ausgehend, dass die U-Haft als Teil des Straf- und Massnahmenvollzugs ver-
standen wird, sind für die Ausrichtung von Baubeiträgen an die U-Haft keine Änderun-
gen in Verfassung und Gesetz notwendig. Allenfalls ist die LSMV und die dazugehörige 
V-EJPD zu ergänzen. 

Variante 4: Teildezentralisierung / punktuelle Anpassung 

Es genügt allenfalls eine Anpassung der LSMV.  

2.1.3. Finanzielle Auswirkungen  

Variante 1: Zentralisierung 

Variante 1a: Vollständige Zentralisierung 

Die Belastung des Bundes für den Bau und Betrieb der Anstalten nimmt pro Jahr in Milli-
ardenhöhe zu. Die Kantone werden entsprechend entlastet, was in der neutralen Glo-
balbilanz des Projekts Entflechtung 27 zu Gunsten des Bundes berücksichtigt wird. Da-
neben stellt sich die Frage, ob und wie die Übertragung der aktuellen Anstalten an den 
Bund im Rahmen des Projekts berücksichtigt würde.  
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Das Kostendämpfungspotential ist schwierig einzuschätzen: Bei einer Zentralisierung 
wird der Bund auf Informationen von lokalen Behörden angewiesen sein. So müssen 
Neubauten von Anstalten des Straf- und Massnahmenvollzugs sowie der U-Haft in Ab-
sprache mit den Kantonen erfolgen, auf deren Hoheitsgebiet gebaut werden soll etc. 
Während heute die Kantone im Lead sind und dabei Schnittstellen zum Bund aufweisen, 
wird künftig der Bund im Lead sein, dabei aber nicht ohne Austausch mit den Kantonen 
agieren können. Tendenziell dürfte es aber weniger interkantonale Koordinationsgre-
mien und -aufwand geben, da die Harmonisierung durch die Zentralisierung erfolgt.  

Variante 1b: Kantonaler Vollzug mit Bundesgesetzgebung 

Die Belastung des Bundes nimmt zu, aber viel weniger als mit der Zentralisierungsvari-
ante 1a. Die Kantone werden entsprechend entlastet, was in der neutralen Globalbilanz 
des Projekts Entflechtung 27 zu Gunsten des Bundes berücksichtigt wird.  

Das Kostendämpfungspotential ist schwierig einzuschätzen: Die Verflechtungen bleiben 
grösstenteils bestehen – im Bereich U-Haft werden sie gar neu geschaffen. Was bei den 
Kantonen an gesetzgeberischen Leistungen wegfällt, übernimmt der Bund. Einzig im 
Bereich der interkantonalen Absprachen ist mit Einsparungen zu rechnen. 

Variante 2: Dezentralisierung 

Die Dezentralisierung der Baubeiträge im Straf- und Massnahmenvollzug belastet die 
Kantone um jährlich 39 Millionen Franken (der Bund wird entsprechend entlastet). Die 
Dezentralisierung der U-Haft besteht bereits – daher keine finanzielle Auswirkung. Die 
Belastung der Kantone von jährlich 39 Millionen Franken wird ihnen in der neutralen 
Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 gutgeschrieben.  

Die Variante Dezentralisierung geht mit einem Kostendämpfungspotential einher: Wäh-
rend beim Bund Aufgaben entfallen, müssen diese zwar teilweise von den kantonalen 
Ämtern erbracht werden (interkantonale Harmonisierung etc.), die Kantone können je-
doch den administrativen Aufwand einsparen, den die Zusammenarbeit mit dem Bund 
bislang verursacht hat. Allenfalls steigt stattdessen der Bedarf an interkantonalen Ab-
sprachen.  

Variante 3: Teilzentralisierung / punktuelle Anpassung 

Die Einführung von Baubeiträgen für die U-Haft kostet den Bund bei einem Beitragssatz 
von 35% schätzungsweise 15 bis 20 Millionen Franken pro Jahr (auf Basis der geplan-
ten Projekte bis ins Jahr 2040). Diese neue Bundesausgabe wird in der neutralen Glo-
balbilanz des Projekts Entflechtung 27 finanziell ausgeglichen.  

Kostendämpfungspotential: Ein solches besteht hier nicht. Vielmehr führt die Einführung 
von Baubeiträgen an die U-Haft zu administrativen Mehrkosten, da hier eine neue Ver-
flechtung geschaffen wird. Nichtsdestotrotz hält sich der Zusatzaufwand vor dem Hinter-
grund der bereits bestehenden Baubeiträge an Erziehungseinrichtungen sowie an Straf- 
und Massnahmenvollzugsanstalten der Erwachsenen wohl in Grenzen. 

Variante 4: Teildezentralisierung / punktuelle Anpassung 
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Die Teilentflechtung der Baubeiträge im Straf- und Massnahmenvollzug führt wegen 
dem Wegfall der Baubeiträge an Massnahmenpakete mit kleineren baulichen Projekten 
zu einer Entlastung des Bundes von ca. 3 Millionen Franken pro Jahr. Die Kantone müs-
sen dies nun selbst finanzieren, was in der neutralen Globalbilanz des Projekts Entflech-
tung 27 zu Gunsten der Kantone berücksichtigt wird.  

Es besteht ein Kostendämpfungspotential: Die Abschaffung der Baubeiträge an Mass-
nahmenpakete mit kleineren baulichen Projekten reduziert den administrativen Auf-
wand. Der Bund ist nicht mehr beteiligt. Von Seiten Kantone entfällt die Koordination mit 
dem Bund. 

2.1.4. Bewertung 

Variante 1: Zentralisierung 

Variante 1a: Vollständige Zentralisierung 

Die Verletzung des Subsidiaritätsprinzips fällt für die AG-Mitglieder stark negativ ins Ge-
wicht, da die Kantone schon heute erfolgreich die Verantwortung für die Erfüllung dieser 
Staatsaufgabe tragen und der Bund lediglich mit Subventionen aktiv ist.  

Die fiskalische Äquivalenz verbessert sich im Vergleich zum Status quo. Der Bund ist al-
leiniger Entscheid- wie auch Kostenträger. 

Betreffend Effizienz führt die Aufhebung der Finanzierungsverflechtung zu geringerem 
administrativem Aufwand (keine Eingabe und Prüfung von Gesuchen, Controlling). An-
dererseits entsteht neuer Abstimmungsbedarf zwischen Bund und Kantonen bezüglich 
Bedarfsplanung/Standorte etc. 

Die Bewertung der Effektivität fällt in der AG tendenziell negativ aus – für einige AG-Mit-
glieder fällt sie gar stark negativ aus. Die erfolgreiche Erfüllung des Wiedereingliede-
rungsauftrags, der einen wichtigen Teil des Straf- und Massnahmenvollzugs darstellt, ist 
auf eine hohe örtliche Vernetzung mit lokalen Akteuren angewiesen. Ähnliche Vernet-
zungsprobleme könnten im Bereich der U-Haft im Hinblick auf die Zusammenarbeit mit 
den regionalen Staatsanwaltschaften auftreten. Andererseits werden die heutigen Zu-
stände in den Anstalten der U-Haft teils kritisch betrachtet – eine Zentralisierung könnte 
die Qualität verbessern. 

Es ist nicht davon auszugehen, dass durch eine vollständige Zentralisierung grössere 
Fehlanreize geschaffen werden. Allenfalls werden Fehlanreize beseitigt, die sich aus der 
heutigen Finanzierungsverflechtung ergeben (inhärentes Risiko, dass bei Verflechtun-
gen Lasten zwischen den Staatsebenen verschoben werden). 

Fazit: Insbesondere im Hinblick auf das Subsidiaritätsprinzip, aber auch den Bedenken 
betreffend Effektivität, keine gute Variante. 

Variante 1b: Kantonaler Vollzug mit Bundesgesetzgebung 

Während bei der Zentralisierungsvariante 1a der Vollzugsföderalismus ausgehebelt 
wird, werden bei der Zentralisierungsvariante 1b umfassende Bundesvorschriften ge-
macht, welche die Kantone im Sinne des Vollzugsföderalismus umzusetzen haben.  
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Darüber, ob diese Einflussnahme des Bundes im Sinne der Subsidiarität angemessen 
ist, bestehen in der AG abweichende Meinungen. Aktuelle Herausforderungen rund um 
die gesamtschweizerische Gleichbehandlung eingewiesener Personen könnten ein An-
zeichen dafür sein, dass zwar der Straf- und Massnahmenvollzug in seiner Gesamtheit 
die Kraft der Kantone nicht übersteigt (vgl. Zentralisierungsvariante 1a), die Kantone je-
doch im Bereich der rechtlichen Regelung des Straf- und Massnahmenvollzugs der Füh-
rung durch den Bund bedürfen. Andererseits könnten die nötigen interkantonalen Har-
monisierungen beispielsweise auch im Rahmen bereits bestehender Konkordate ange-
gangen werden. 

Aus Sicht einiger AG-Mitglieder ist die fiskalische Äquivalenz mit dieser Variante ver-
letzt. Auch mit den vorgesehenen erhöhten Baubeiträgen des Bundes ist ein blosser 
kantonaler Vollzug der bundesrechtlichen Vorgaben für sie nicht zielführend. Andere 
AG-Mitglieder weisen darauf hin, dass die fiskalische Äquivalenz immer in einem Span-
nungsverhältnis zum Vollzugsföderalismus steht. Für sie ist hier ein kantonaler Vollzug 
von Bundesrecht im Rahmen des Vollzugsföderalismus tragbar, da daraus keine aus-
sergewöhnlichen Zusatzlasten für die Kantone entstehen.  

Betreffend Effizienz und Effektivität versprechen sich einige AG-Mitglieder Verbesserun-
gen im Vergleich zum Status quo – andere AG-Mitglieder relativieren. Die Effizienz wird 
teilweise als verbessert betrachtet, da statt 26 nur noch ein Gesetzgebungsprozess not-
wendig ist und zudem der Aufwand für harmonisierende interkantonale Absprachen ent-
fällt. Andererseits würden ineffiziente Verflechtungen zwischen Bund und Kantonen im 
Grossen und Ganzen bestehen bleiben beziehungsweise im Bereich U-Haft neu ge-
schaffen werden. Zudem verkompliziert sich die Einflussnahme der Kantone auf die Ge-
setzgebung (keine eigene Gesetzgebung, Einflussnahme auf Gesetzgebung des Bun-
des). Die Effektivität wird ebenfalls teilweise als verbessert betrachtet, da die rechtliche 
Gleichbehandlung der eingewiesenen Personen durch die bundesrechtlichen Vorgaben 
im Vollzug garantiert wird. Die Gleichstellung von Vollstreckungsrecht und Strafprozess 
wird sichergestellt. Insbesondere könnte sich die Qualität im Bereich U-Haft verbessern, 
wo heute noch gar kein Bundesengagement besteht und wo die Zustände teils nicht den 
internationalen Standards entsprechen.  

Höhere Subventionssätze könnten das Risiko für Fehlanreize erhöhen. 

Fazit: Die Variante ist umstritten. Sie erhält insbesondere aus juristischen Überlegungen 
(aktuelle Unterschiede bei der Umsetzung der Menschenrechte) Unterstützung von eini-
gen sektoralen Vertretern der Kantone. In der AG bestehen aber Bedenken betreffend 
Subsidiaritätsprinzip und fiskalischer Äquivalenz.  

Variante 2: Dezentralisierung 

Die Dezentralisierung der U-Haft entspricht der heutigen Situation. Auch den Bau von 
Anstalten des Straf- und Massnahmenvollzugs zu dezentralisieren, kann wie folgt be-
wertet werden: 

Die sektorale Vertretung seitens der Kantone in der AG betrachtet die Erfüllung des 
Subsidiaritätsprinzips und der fiskalischen Äquivalenz bei einer Dezentralisierung als 
nicht gegeben (die Einrichtungen betreuen Inhaftierte aus unterschiedlichen Herkunfts-
kantonen, daher keine rein kantonale Aufgabe; vom Bund werden durch Straf- und 
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Strafprozessrecht, Menschenrechtskonformität respektive internationale Verpflichtungen 
einige Anforderungen an die Kantone gestellt, die einer finanziellen Bundesbeteiligung 
bedürfen). Seitens Bund wird tendenziell dagegengehalten, dass es den Bund – trotz 
positiver Einflussnahme auf die Qualität (vgl. späteren Absatz zu Effektivität) – nicht 
zwingend braucht und die Kantone durchaus die Fähigkeit hätten, im Sinne der Subsidi-
arität mehr Verantwortung zu übernehmen (bestehende Konkordate, die künftig einheitli-
che Mindeststandards beschliessen könnten und welche bereits heute im Rahmen einer 
interkantonalen Zusammenarbeit mit Lastenausgleich die Situation rund um Inhaftierte 
aus unterschiedlichen Herkunftskantonen regeln). Aus Sicht einiger AG-Mitglieder sei-
tens Bund sollten insbesondere die internationalen Menschenrechtsverpflichtungen im 
Strafvollzug ohnehin im eigenständigen Interesse der Kantone liegen – insofern wäre es 
zumutbar, dass sich die Kantone auch ohne finanzielle Beteiligung des Bundes an die 
Menschenrechte halten. Die sektoralen Vertreter des Bundes weisen allerdings darauf 
hin, dass der Bund als Garant von internationalen Verpflichtungen die Kontrolle über de-
ren Einhaltung nicht gänzlich abgeben kann und andernfalls das Risiko für Rügen und 
Gerichtsprozesse steigt.  

Betreffend Effizienz befürchten einige AG-Mitglieder, dass eine kantonale Zuständigkeit 
zu einem ineffizienten Mitteleinsatz aus regionalpolitischen Überlegungen führen 
könnte. Dagegen spricht, dass kein Kanton unnötig Geld für Anstaltsbauten ausgeben 
möchte und sich die Kantone in Konkordaten bereits heute zum Bedarf absprechen, 
wenngleich die Absprachen nicht verbindlich sind. Eine vollständige Entflechtung könnte 
den administrativen Aufwand reduzieren. Die kantonale Vertretung in der AG erachtet 
ihren aktuellen administrativen Aufwand für Gesuche um Baubeiträge jedoch als relativ 
niedrig. Es entsteht zudem zusätzlicher interkantonaler Koordinationsbedarf: Die beste-
henden Strafvollzugskonkordate müssten im Hinblick auf Mindeststandards für die Bau-
ten sowie eine Art Baufonds (das Strafvollzugskonkordat der Nordwest- und Inner-
schweiz nennt zwar bereits einen Baufonds, dieser existiert jedoch in der Praxis nicht 
mehr) ergänzt werden. Des Weiteren müsste der in den Konkordaten bereits beste-
hende Lastenausgleich zwischen den Konkordatspartnern allenfalls erweitert werden 
(aktuell werden gestützt auf die drei Konkordate nur die Kostgelder abgegolten; der Las-
tenausgleich in den Konkordaten könnte künftig aber auch das solidarische Mittragen 
von defizitären Einrichtungen umfassen etc.). Insbesondere die kantonale Vertretung in 
der AG steht einer Konkordatslösung skeptisch gegenüber und bevorzugt Vorgaben und 
Subventionen des Bundes. Andere AG-Mitglieder schätzen ein effizientes Gelingen die-
ser interkantonalen Koordination positiver ein. 

Hinsichtlich Effektivität bestehen gewisse Befürchtungen einer Zunahme von Ungleich-
behandlung Inhaftierter sowie eines Qualitätsverlustes (das Knowhow ist beim Bund 
zentriert, da einzelne Kantone selten entsprechende Bauten errichten). Falls sich der 
Bund zurückziehen würde, müssten die Kantone folglich ihren interkantonalen Aus-
tausch intensivieren, um einheitliche Mindeststandards sowie einen Wissenstransfer si-
cherzustellen – etwa im Rahmen der bereits bestehenden Konkordate. Dazu bestehen 
von sektoraler Seite Bedenken, dass der aktuelle Trend zur gesamtschweizerischen 
Harmonisierung des Justizvollzugs abflachen könnte und sich insbesondere die Haltun-
gen sowie die Praxis in den Sprachregionen auch aus (finanz-)politischen Gründen wie-
der weiter voneinander entfernen. 



Seite 15 / 25 

Mit einer vollständigen Dezentralisierung könnten aus Sicht des Bundes allfällige Fehl-
anreize beseitigt werden, die sich aus der heutigen Finanzierungsverflechtung ergeben 
(inhärentes Risiko, dass bei Verflechtungen Lasten zwischen den Staatsebenen ver-
schoben werden) – ein relevanter Problemdruck besteht hier aber nicht. 

Fazit: Die sektoralen Vertreter der Kantone beurteilen die Dezentralisierung aus Grün-
den der Subsidiarität und der fiskalischen Äquivalenz deutlich schlechter als den Status 
quo. Zudem bestehen aus sektoraler Sicht Bedenken bezüglich Effizienz und Effektivi-
tät. Aus einer Entflechtungssicht erhält die Dezentralisierungsvariante jedoch Zuspruch 
von den finanzpolitischen Vertretern: Zum einen werden aus ihrer Sicht die Prinzipien 
der Subsidiarität und der fiskalischen Äquivalenz im Vergleich zu heute viel besser ein-
gehalten. Zum anderen wird die Dezentralisierung gegenüber dem Status quo als effizi-
enter eingeschätzt. 

Variante 3: Teilzentralisierung / punktuelle Anpassung 

In der AG bestehen konträre Ansichten darüber, ob die Einführung von Baubeiträgen für 
Einrichtungen der U-Haft mit dem Subsidiaritätsprinzip und dem Prinzip der fiskalischen 
Äquivalenz vereinbar ist. Für einige AG-Mitglieder seitens Bund ist nicht klar, weshalb 
die Aufgabenerfüllung im Bereich U-Haft die Kraft der Kantone übersteigt und daher der 
Bund ebenfalls aktiv werden sollte. Bei einer alleinigen Aufgabenerfüllung durch die 
Kantone sehen sie zudem die fiskalische Äquivalenz besser erfüllt, als wenn eine neue 
Verflechtung eingeführt wird. Andere Stimmen in der AG sehen die Subsidiarität und die 
fiskalische Äquivalenz hingegen verbessert, wenn der Bund neu auch für die U-Haft 
Baubeiträge entrichtet. 

Auch im Bereich Effizienz gehen die Meinungen auseinander. Insbesondere aus einer 
finanzpolitischen Perspektive wird der erhöhte administrative Aufwand einer neuen Ver-
flechtung kritisiert. Andere AG-Mitglieder versprechen sich hingegen einen effizienteren 
Mitteleinsatz durch den koordinierenden Effekt einer Bundesbeteiligung und sind dar-
über hinaus der Ansicht, dass sich der zusätzliche administrative Aufwand sowohl beim 
Bund als auch bei den Kantonen für Gesuche um Baubeiträge für die U-Haft in Grenzen 
halten wird beziehungsweise die gleichmässige Finanzierung der verschiedenen Haftre-
gimes gar zu einer administrativen Vereinfachung führt. 

Die AG-Mitglieder sind sich einig, dass die Effektivität im Vergleich zum Status quo ver-
bessert werden kann, denn es bestehen grosse Qualitätsunterschiede zwischen bei-
tragsberechtigten Justizvollzugsanstalten und aktuell nicht beitragsberechtigten Gefäng-
nissen. Insbesondere von kantonaler Seite wird dem Anreiz zur Qualitätssteigerung im 
Bereich U-Haft, der durch die Einführung von an Mindeststandards geknüpften Bun-
dessubventionen erreicht werden kann, hohes Gewicht beigemessen. Obwohl zwar Ei-
nigkeit besteht, dass sich die Qualität bei einer Bundesbeteiligung wohl erhöht, verwei-
sen hier einzelne AG-Mitglieder seitens Bund auf das Subsidiaritätsprinzip und die kan-
tonale Eigenverantwortung. Aus ihrer Sicht ist es Aufgabe der Kantone, für angemes-
sene Verhältnisse in der U-Haft zu sorgen, wenn sie dort Mängel feststellen. 

Aufgrund der neuen Finanzierungsverflechtung besteht ein Risiko für Fehlanreize und 
Mitnahmeeffekte. Dieses Risiko hält sich aus sektoraler Sicht aber in Grenzen, wie der 
Status quo bei bestehenden Bundesbeiträgen im Straf- und Massnahmenvollzug zeigt. 
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Fazit: Die Variante ist in der AG umstritten. Von kantonaler Seite sowie generell aus 
sektoraler Sicht besteht der klare Wunsch nach einer Bundesbeteiligung – in erster Linie 
zwecks Anreizes zu qualitativen Verbesserungen im Bereich U-Haft. Für andere AG-Mit-
glieder schneidet die Variante aus einer Entflechtungssicht – insbesondere wegen der 
Verletzung der Prinzipien der Subsidiarität und der fiskalischen Äquivalenz – schlecht 
ab. Aus dieser Sicht schafft die Variante eine neue Verflechtung und steht damit in Wi-
derspruch zu den Zielen des Projekts Entflechtung 27. Andere AG-Mitglieder sehen in 
einem neuen Bundesengagement in der U-Haft hingegen keine wirklich neue Verflech-
tung, sondern bloss eine konsequentere Förderlogik über den gesamten Straf- und Mas-
snahmenvollzug hinweg. 

Variante 4: Teildezentralisierung / punktuelle Anpassung 

Bei der punktuellen Anpassung drehen sich die Argumente in der AG primär um Effizi-
enz und Effektivität. 

Effizienz: Die Abschaffung der Möglichkeit, kleinere bauliche Projekte zu einem Mass-
nahmenpaket zusammenzuführen, um den Schwellenwert für Subventionen zu errei-
chen, setzt einen Anreiz, auf den Betrieb kleinerer Einrichtungen zu verzichten und 
grossräumig zu planen. Darüber hinaus wird administrativer Aufwand abgebaut. 

Effektivität: Kleinere Anstalten könnten ohne die Möglichkeit von Massnahmenpaketen 
den Anspruch auf eine Subventionierung durch den Bund verlieren. Dies könnte zu ei-
nem Qualitätsverlust und einer Ungleichbehandlung von Insassen zwischen kleineren 
und grösseren Anstalten führen, sofern die Kantone, die aus der neutralen Globalbilanz 
des Projekts Entflechtung 27 erhaltenen zweckfreien Mittel nicht mehr für kleinere An-
stalten einsetzen. 

Fazit: Einige AG-Mitglieder haben sich insbesondere wegen der gesteigerten Effizienz 
sehr positiv zu dieser Variante geäussert, andere sind aufgrund von Bedenken bezüg-
lich künftigem Mitteleinsatz der Kantone (Auswirkung auf die Qualität) zurückhaltender. 
Dennoch schnitt die Variante in der AG insgesamt gut ab. 

2.2. Erziehungseinrichtungen 

2.2.1. Stossrichtung 

Variante 1: Zentralisierung 

Im Bereich der jugendstrafrechtlichen stationären Unterbringung übernimmt der Bund 
neu die vollständige Finanzierung der Bauten, die ausschliesslich für den Vollzug von 
jugendstrafrechtlichen Massnahmen zur Verfügung stehen. Ausserdem finanziert er neu 
die Unterbringungskosten aller jugendstrafrechtlich Eingewiesenen vollständig. Die Fi-
nanzierung durch den Bund begründet auch die Bundeszuständigkeit für Aufsicht und 
Bewilligung. Die Einrichtungen verbleiben dabei wie heute grösstenteils in privater 
Hand. Andere Platzierungen und Einrichtungen erhalten keine Bundessubventionen 
mehr.  
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Variante 2: Dezentralisierung 

Variante 2a: Vollständige Dezentralisierung 

Die Kantone übernehmen neu die alleinige Verantwortung (inkl. Finanzierung, Koordina-
tion und Qualitätsstandards) für die Bereitstellung der zweckmässigen Infrastruktur so-
wie für den Betrieb der Kinder- und Jugendheime. Heute tragen die an Mindeststan-
dards geknüpften Bundesbeiträge zu einer gewissen Harmonisierung bei – wer auf die 
Beiträge des Bundes verzichten will oder die entsprechenden Anforderungen nicht er-
füllt, muss sich allerdings nicht an diese Standards halten. Künftig müssen sich die Kan-
tone bei Bedarf in Konkordaten auf einheitliche Mindeststandards einigen. Im Ausnah-
mefall, der einen solchen Eingriff rechtfertigt, könnte der Bund die Kantone im Bereich 
der jugendstrafrechtlich platzierten Minderjährigen theoretisch auch gestützt auf Art. 123 
Abs. 3 BV zu vom Bund festgelegten einheitlichen Standards verpflichten (bislang hat 
der Bund von dieser direkten Regelungskompetenz nie Gebrauch gemacht und statt-
dessen indirekt über an Mindeststandards geknüpfte Bundesbeiträge mitreguliert). 

Variante 2b: Dezentralisierung mit nationalem Kompetenzzentrum 

Der Bund gründet zusammen mit den Kantonen analog dem SKJV ein Kompetenzzent-
rum (IVSE als struktureller Rahmen), das auf einer übergeordneten Ebene die Steue-
rung der fragmentierten Heimlandschaft unterstützt. Dafür zieht sich der Bund aus der 
Mitsteuerung der Heime per Bau- und Betriebsbeiträge inklusive den daran geknüpften 
Qualitätsvorgaben zurück.  

Variante 3: Teildezentralisierung / punktuelle Anpassung 

Variante 3a: Dezentralisierung Schulheime 

Der Bund zieht sich vom Bereich der Schulheime zurück (Beschulung als rein kantonale 
Aufgabe). Schulheime fallen somit in Zukunft ausschliesslich in die Verantwortung der 
Kantone und erhalten keine Bundesbeiträge mehr.  

Variante 3b: Anstossfinanzierung statt Bau- und Betriebsbeiträge 

Anstelle der Gewährung von Baubeiträgen und dauerhaften Betriebsbeiträgen an die 
beitragsberechtigten Einrichtungen unterstützt der Bund die überregionale Planung und 
Steuerung mittels Anstossfinanzierungen bei Versorgungslücken. Im Anschluss über-
nehmen die Kantone respektive die einweisenden Behörden die vollständigen Kosten 
(die heutigen Bau- und Betriebsbeiträge werden abgeschafft). Ähnlich wie heute bei den 
Modellversuchen müsste zu Beginn eines Projektes aufgezeigt werden, wie der entspre-
chende Kanton (oder allenfalls auch mehrere Kantone zusammen) den anschliessenden 
Betrieb sicherstellen kann. 

2.2.2. Rechtsetzungsbedarf  

Variante 1: Zentralisierung 

Der Zentralisierungsansatz im Bereich jugendstrafrechtlich platzierter Minderjähriger 
setzt eine Änderung der Verfassung voraus – insbesondere muss der Bund den verfas-
sungsmässigen Auftrag zum Vollzug erhalten. Trotz seiner heutigen Unterstützung im 
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Bereich Erziehungseinrichtungen, liegt die eigentliche Verantwortung für die Aufgaben-
erfüllung und -finanzierung verfassungsrechtlich aktuell bei den Kantonen. Was den 
Wegfall der Bundessubventionen an Erziehungseinrichtungen anbelangt, die nicht direkt 
den stationären Bereich der Jugendstraftäter betreffen, so ist hierfür keine Verfassungs-
änderung notwendig, da Art. 123 Abs. 3 BV ohnehin nur eine Kann-Formulierung enthält 
– die heutigen Bundesbeiträge an Erziehungseinrichtungen sind somit von der Verfas-
sung nicht vorgeschrieben. Neben der erforderlichen Verfassungsänderung sind auch 
Änderungen des LSMG und der LSMV notwendig. 

Variante 2: Dezentralisierung 

Die beiden Dezentralisierungsansätze bedingen Änderungen im LSMG und der LSMV. 
Eine Verfassungsänderung ist für die Abschaffung der heutigen Bundesbeiträge aller-
dings nicht nötig, da Art. 123 Abs. 3 BV ohnehin nur eine Kann-Formulierung enthält – 
die aktuellen Subventionen an Erziehungseinrichtungen sind somit von der Verfassung 
nicht vorgeschrieben. Die an die heute ausbezahlten Bundesbeiträge geknüpften Vor-
schriften entfallen ebenfalls.  

Betreffend Dezentralisierungsvariante 2b muss geprüft werden, ob eine Ergänzung von 
Art. 123 Abs. 3 BV erforderlich ist, um die Grundlage einer Beteiligung des Bundes am 
genannten Kompetenzzentrum zu schaffen. 

Variante 3: Teildezentralisierung / punktuelle Anpassung 

Es sind Anpassungen des LSMG sowie der LSMV (allenfalls der PAVO) notwendig. Ver-
fassungsänderungen sind hingegen nicht nötig: Art. 123 Abs. 3 BV enthält nur eine 
Kann-Formulierung – die heutigen Bundesbeiträge an Erziehungseinrichtungen sind so-
mit von der Verfassung nicht vorgeschrieben, weshalb sich der Bund ohne Weiteres von 
heute subventionierten Aufgaben zurückziehen kann. Einer Umwandlung von Baubeiträ-
gen und dauerhaften Betriebsbeiträgen in Anstossfinanzierungen steht verfassungs-
rechtlich ebenfalls nichts im Wege. Die an die heute ausbezahlten Bundesbeiträge ge-
knüpften Vorschriften entfallen mit dem Rückzug des Bundes.  

2.2.3. Finanzielle Auswirkungen  

Variante 1: Zentralisierung 

Im Bereich der jugendstrafrechtlichen stationären Unterbringung in Erziehungseinrich-
tungen übernimmt der Bund neu alle Kosten. Andererseits erhalten andere Platzierun-
gen und Einrichtungen keine Subventionen mehr. Die genauen finanziellen Verschie-
bungen müssten für die neutrale Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 noch be-
rechnet werden, sollte diese Variante Unterstützung finden. Tendenziell ist von einer 
Entlastung beim Bund respektive Belastung bei den Kantonen auszugehen, die dann in 
der Globalbilanz entsprechend ausgeglichen wird. 

Kostendämpfungspotential: Ein solches ist schwierig abzuschätzen. Auf jeden Fall wird 
sich der Bund auch bei einer Zentralisierung eng mit den Kantonen rund um die jugend-
strafrechtliche stationäre Unterbringung koordinieren müssen.  
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Variante 2: Dezentralisierung 

Die Dezentralisierung der Baubeiträge an Erziehungseinrichtungen wird die Kantone 
jährlich um durchschnittlich 8 Millionen Franken belasten (der Bund wird entsprechend 
entlastet). Die Dezentralisierung der Betriebsbeiträge an Erziehungseinrichtungen führt 
zu einer Belastung der Kantone um 82 Millionen Franken pro Jahr (der Bund wird ent-
sprechend entlastet). Die Belastungen der Kantone infolge der Dezentralisierung wer-
den ihnen in der neutralen Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 gutgeschrieben.  

Im Falle von Dezentralisierungsvariante 2b hat die Gründung und Führung eines natio-
nalen Kompetenzzentrums mit Bundesbeteiligung neue Kosten für Bund und Kantone 
zur Folge. 

Die beiden Dezentralisierungsvarianten gehen mit einem Kostendämpfungspotential 
einher: Während beim Bund Aufgaben rund um Bau und Betrieb entfallen, müssen 
diese zwar teilweise von den kantonalen Ämtern erbracht werden, die Kantone können 
jedoch den administrativen Aufwand einsparen, den die Zusammenarbeit mit dem Bund 
bislang verursacht hat (Gesuchseingaben). Allenfalls steigt stattdessen der Bedarf an 
interkantonalen Absprachen. 

Im Falle von Dezentralisierungsvariante 2b dürfte der Bedarf an interkantonalen Abspra-
chen nicht gleichermassen zunehmen. 

Variante 3: Teildezentralisierung / punktuelle Anpassung 

Variante 3a: Dezentralisierung Schulheime 

Der Rückzug des Bundes von den Schulheimen (Teilentflechtung Erziehungseinrichtun-
gen) führt zu einer Entlastung des Bundes um ca. 10 Millionen Franken jährlich (betrifft 
23 Heime mit insgesamt 480 Plätzen). Dies wird in der neutralen Globalbilanz des Pro-
jekts Entflechtung 27 zu Gunsten der Kantone berücksichtigt.  

Kostendämpfungspotential: Der administrative Aufwand aufgrund der heutigen Verflech-
tung entfällt. 

Variante 3b: Anstossfinanzierung statt Bau- und Betriebsbeiträge 

Was die Anstossfinanzierungen anbelangt, so wäre noch zu prüfen, wie hoch die künftig 
befristeten Bundesbeiträge im Einzelfall ausfallen müssten und für welche Art von Initia-
lisierungskosten (Bau, Betrieb) sie ausgerichtet würden. Es ist schwer vorherzusagen, 
wie hoch die gesamthaften Kosten für Anstossfinanzierungen im Vergleich zu den heuti-
gen Bau- und Betriebsbeiträgen ausfallen werden. Es ist denkbar, dass über die An-
stossfinanzierungen – zumindest kurz- mittelfristig – ausreichend zusätzliche Angebote 
geschaffen werden, dass die wegfallenden Beiträge des Bundes finanziell ausgeglichen 
werden. Die neutrale Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 würde sich dann nicht 
verändern. Bei den Kantonen könnten allenfalls langfristig Mehrkosten anfallen. Mehr- 
oder Minderausgaben gehen ab Einführung des Systemwechsels je nach Wirkung des 
neuen Instruments der Anstossfinanzierung zulasten / zugunsten der Kantone oder 
auch des Bundes.  

Es besteht ein Kostendämpfungspotential: Es fällt administrativer Aufwand weg, da 
keine Baubeiträge und keine dauerhaften Betriebsbeiträge mehr ausgerichtet werden. 
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Für die Kantone fallen im langfristigen Betrieb dennoch kaum neue Aufgaben an, da sie 
schon heute die Hauptverantwortung im Bereich Erziehungseinrichtungen tragen.  

2.2.4. Bewertung 

Variante 1: Zentralisierung 

Anmerkung: Für Einrichtungen ausserhalb der stationären jugendstrafrechtlichen Unter-
bringung kommt die Zentralisierungsvariante der Dezentralisierungsvariante 2a gleich 
(vgl. Stossrichtung Variante 1; siehe daher auch Bewertung zu Variante 2a). Nachfol-
gend wird die Zentralisierung der stationären jugendstrafrechtlichen Unterbringung be-
wertet: 

In der AG besteht Einigkeit, dass das Subsidiaritätsprinzip bei einer Zentralisierung der 
stationären jugendstrafrechtlichen Unterbringung nicht eingehalten ist. Dieser Verstoss 
gegen das Subsidiaritätsprinzip wiegt für die Mitglieder der AG sehr schwer. Die Land-
schaft der Erziehungseinrichtungen ist zudem geprägt von privaten Trägerschaften und 
gestaltet sich schlicht zu lokal sowie zu heterogen, als dass eine Zentralisierung realis-
tisch sein könnte. 

Die Beurteilung der fiskalischen Äquivalenz hängt davon ab, in welchem Ausmass der 
Bund nicht nur die volle Finanzierung, sondern auch die volle Steuerung übernehmen 
kann und wie der Nutzen eingegrenzt wird. Die Schnittstellen zu den kantonalen Aufga-
bengebieten (ziviler Jugendschutz, aber auch Schulpflicht etc.) sprechen eher für einen 
kantonalen Nutzen. 

Die Effizienz hängt vom Ausmass des künftigen Koordinationsbedarfs zwischen Bund 
und Kantonen ab. Darüber gehen die Einschätzungen in der AG auseinander. Ebenfalls 
wird vermutet, dass die Entscheidungswege kantonal tendenziell kürzer wären. 

Einzelne AG-Mitglieder sind der Meinung, dass sich die Effektivität beziehungsweise 
Leistungserfüllung verbessert, wenn der Bund die Steuerung übernimmt. Andere AG-
Mitglieder sehen vor allem das Risiko für Fehlanreize. 

Es werden Fehlanreize geschaffen, die sich negativ auf die Effektivität auswirken und zu 
Lastenverschiebungen zwischen den Staatsebenen sowie Mehrkosten führen könnten: 
Der stationäre jugendstrafrechtliche Bereich (geht bei dieser Variante an den Bund) und 
der zivile Jugendschutz (geht bei dieser Variante an die Kantone) sind oft sehr eng bei-
einander. Die enge Zusammenarbeit zwischen dem Jugendschutz und dem Jugendge-
richt führt heute dazu, dass teilweise sowohl eine zivil- wie auch jugendstrafrechtliche 
stationäre Massnahme zur Option steht. Bei einer Zentralisierung der jugendstrafrechtli-
chen Unterbringung könnten Jugendliche vermehrt über die strafrechtliche «Schiene» 
platziert (und so stigmatisiert) werden, da diese nun vom Bund bezahlt wird. Ein Rück-
zug der Kantone von stationären jugendstrafrechtlichen Massnahmen könnte zudem 
dazu führen, dass künftig stationäre Massnahmen gegenüber günstigeren ambulanten 
Alternativen, die bereits heute vollständig in kantonaler Verantwortung liegen, bevorzugt 
werden. Ein weiterer Fehlanreiz besteht darin, dass keine gemischten Einrichtungen 
(strafrechtlich und zivil) mehr bestehen würden – die gemischten Einrichtungen tragen 
heute zu einer gewissen Flexibilität bei (Effizienz und insbesondere Effektivität). Der ak-
tuell bestehende Fehlanreiz im Bereich Schulheime – vgl. Variante 3a, bei der dieser 
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Fehlanreiz im Zentrum steht – wird mit der vorliegenden Zentralisierungsvariante eben-
falls beseitigt, da sich der Bund von Einrichtungen ausserhalb der stationären jugend-
strafrechtlichen Unterbringung zurückzieht. 

Fazit: Die Variante ist mit dem Subsidiaritätsprinzip nicht vereinbar. Es entstehen neue 
Verflechtungen zu angrenzenden Feldern, die in kantonaler Zuständigkeit sind. Eben-
falls entstehen bedeutende Fehlanreize. Insgesamt keine gute Variante. Sie würde zu-
dem die NFA teilweise rückgängig machen. 

Variante 2: Dezentralisierung 

Variante 2a: Vollständige Dezentralisierung 

Die Abschaffung der Bau- und Betriebsbeiträge wird aus Subsidiaritätsüberlegungen be-
grüsst. Auch in Anbetracht der fiskalischen Äquivalenz wird ein Rückzug des Bundes 
tendenziell als Verbesserung wahrgenommen. Eine Abschaffung der Bundesbeiträge 
erhöht den Handlungsspielraum der Kantone sowie der Leistungserbringenden.  

Die Effizienz kann bei einer Abschaffung der Bau- und Betriebsbeiträge aufgrund weni-
ger involvierter Stellen ebenfalls als tendenziell besser eingestuft werden. Dies gilt ins-
besondere für die Baubeiträge, wo der administrative Aufwand im Verhältnis zur Sub-
vention von einigen Beteiligten als hoch eingeschätzt wird. Darüber hinaus besteht aktu-
ell bei den Baubeiträgen eine Doppelspurigkeit, da die Zweckmässigkeit der Infrastruk-
tur auch im Rahmen der umfangreicheren Betriebsbeiträge bereits geprüft wird.  

Die Effektivität könnte bei einem Rückzug des Bundes allenfalls abnehmen, wenn die 
Kantone trotz Ausgleich der Bundesbeiträge in der neutralen Globalbilanz des Entflech-
tungsprojekts nicht selbst tätig werden und die Mittel für andere Zwecke einsetzen. Un-
ter der Annahme, dass die Kantone bei Bedarf die interkantonale Koordination intensi-
vieren und zudem – analog den nicht vom Bund subventionierten Erziehungseinrichtun-
gen – willens und in der Lage sind, Einrichtungen in Bau und Betrieb zu unterstützen, 
bestehen keine Auswirkungen auf die Effektivität.  

Einige AG-Mitglieder plädieren wegen Effektivitätsbedenken für die blosse Abschaffung 
der Baubeiträge, damit die Betriebsbeiträge weiterhin die Qualitätssicherung garantieren 
können. Die Baubeiträge können aus ihrer Sicht aus Gründen der Effizienz und der Sub-
sidiarität abgeschafft werden, ohne dass damit die Effektivität gefährdet wird. Die Bau-
beiträge machen im Vergleich zu den Betriebsbeiträgen nur einen geringen Teil, na-
mentlich 10%, der Bundessubventionen aus. Dennoch erfordern sie eigene Prozesse 
und tragen nur wenig zur Qualitätssicherung bei. Insofern läuft die Harmonisierungswir-
kung respektive Qualitätssicherung schon heute primär über die Betriebsbeiträge. 

Fehlanreize: Die Baubeiträge könnten einen Fehlanreiz auslösen, wonach Immobilien 
allenfalls eher selbst gebaut statt gemietet werden (make or buy). Dieser Fehlanreiz 
kann mit einer Abschaffung der Baubeiträge beseitigt werden. Betreffend Betriebsbeiträ-
gen besteht aktuell ein Fehlanreiz im Bereich Schulheime – vgl. Variante 3a, bei der die-
ser Fehlanreiz im Zentrum steht. Bei einer Abschaffung der Betriebsbeiträge wird dieser 
Fehlanreiz beseitigt, was zu Einsparungen führen dürfte. Darüber hinaus wird ähnlichen 
Fehlanreizen rund um Betriebsbeiträge vorgebeugt. Hinzu kommt, dass die Kantone im 
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Falle einer Dezentralisierung der Bau- und Betriebsbeiträge neu die Vollkosten der Er-
ziehungseinrichtungen selbst tragen, wodurch sie die tatsächlichen Kosten in ihren An-
gebotsplanungen und Investitionsentscheidungen berücksichtigen. 

Fazit: Die Dezentralisierung der Bau- und Betriebsbeiträge schneidet insbesondere im 
Hinblick auf die Subsidiarität und den Abbau von Fehlanreizen, aber auch im Hinblick 
auf die fiskalische Äquivalenz und die Effizienz gut ab. Die Abschaffung der Baubeiträge 
wird in der AG folglich begrüsst. Wegen Bedenken zur Aufrechterhaltung der Qualität 
wird seitens sektoraler Vertretung in der AG jedoch die Beibehaltung der Betriebsbei-
träge gewünscht. Aus einer Entflechtungsperspektive wünschen sich andere AG-Mitglie-
der die vollständige Dezentralisierung. Letztlich besteht ein Trade-Off zwischen der vom 
Bund aktuell geförderten Effektivität (einheitliche Mindeststandards, Förderung der Qua-
lität), die mit einer vollständigen Dezentralisierung – je nach künftigem Engagement der 
Kantone – abnehmen könnte und dem Subsidiaritätsprinzip, das bei einer vollständigen 
Dezentralisierung gestärkt würde.  

Variante 2b: Dezentralisierung mit nationalem Kompetenzzentrum 

Analog der Variante 2a werden hier die Bau- und Betriebsbeiträge dezentralisiert (vgl. 
daher auch Ausführungen zu 2a). Die Dezentralisierungsvariante 2b verbindet die Ab-
schaffung der Bau- und Betriebsbeiträge mit einer neuen Verflechtung, namentlich der 
Gründung eines nationalen Kompetenzzentrums mit Bundesbeteiligung. 

Die Subsidiarität und die fiskalische Äquivalenz werden in der AG im Vergleich zum Sta-
tus quo tendenziell als besser eingeschätzt. Im Vergleich zur vollständigen Dezentrali-
sierung ohne Gründung eines Kompetenzzentrums (vgl. Variante 2a) verbessert sich die 
Subsidiarität aber nicht im selben Ausmass. Dennoch wird hier aus Subsidiaritätsgrün-
den grundsätzlich begrüsst, dass der Bund mit der Abschaffung der Bau- und Betriebs-
beiträge nicht mehr mit der Finanzierung und daran geknüpften Vorschriften zu tun hat, 
sondern im Rahmen des nationalen Kompetenzzentrums im koordinativen Bereich tätig 
ist, wo die kantonalen Möglichkeiten allenfalls eher an ihre Grenzen stossen. Nichtsdes-
totrotz stellt sich die Frage, ob die Kantone diese Bundesengagement wirklich brauchen 
oder überhaupt wollen. 

Betreffend Effizienz sind die AG-Mitglieder grösstenteils der Meinung, dass der admi-
nistrative Aufwand reduziert werden kann und dass das Kompetenzzentrum zu effizien-
teren Lösungen beiträgt.  

Die Effektivität wird in der AG tendenziell als besser eingestuft. Die koordinierende Be-
teiligung des Bundes im Rahmen des nationalen Kompetenzzentrums begegnet den ak-
tuell bestehenden Herausforderungen in der überregional-strategischen Steuerung der 
Erziehungseinrichtungen. 

Fehlanreize: Siehe Dezentralisierungsvariante 2a. 

Fazit: Die Variante erhält insbesondere aus sektoraler Perspektive viel Zuspruch. Der 
Status quo (etwa im Bereich Subsidiarität) kann verbessert werden, ohne dass gleich 
viele Risiken für die Effektivität bestehen wie bei einer Dezentralisierung der Bau- und 
Betriebsbeiträge ohne Schaffung eines Kompetenzzentrums (vgl. Variante 2a). Vielmehr 
kann das Kompetenzzentrum auf einer höheren strategischen Ebene koordinative Prob-
leme angehen und die Effektivität wie auch die Effizienz verbessern. Andere Stimmen 
bevorzugen jedoch aus einer Entflechtungsperspektive die Abschaffung der Bau- und 
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Betriebsbeiträge ohne Schaffung eines Kompetenzzentrums gemäss der Dezentralisie-
rungsvariante 2a.  

Variante 3: Teildezentralisierung / punktuelle Anpassung 

Variante 3a: Dezentralisierung Schulheime 

Das Subsidiaritätsprinzip wird bei einer Dezentralisierung der Schulheime gestärkt. Die 
Beschulung würde somit auch hier wieder zur alleinigen Aufgabe der Kantone. Tenden-
ziell kann darüber hinaus eine Verbesserung des Prinzips der fiskalischen Äquivalenz 
festgehalten werden. 

Die administrativen Effizienzgewinne bei einem Rückzug des Bundes sind besonders 
ausgeprägt (aktuell bereits innerkantonal starke Verflechtung inkl. kantonale Sozial- und 
Bildungsdepartemente, KESB etc.). 

Die AG schätzt, dass bei den Schulheimen die Harmonisierungswirkung der Bundesvor-
gaben im Rahmen der heutigen Subventionen eher von geringer Bedeutung ist. Folglich 
bestehen bei dieser Teilentflechtung keine negativen Auswirkungen auf die Effektivität.  

Mit dieser Teilentflechtung kann ein Fehlanreiz beseitigt werden: Da bei den Schulhei-
men aufgrund der Qualitätsvorgaben des Bundes ein Fehlanreiz zur übermässigen Leis-
tungserbringung besteht (365 Tage offen, obwohl dies in manchen Fällen keinem Bedarf 
entspricht und somit unnötige Personalkosten entstehen), kann hier mit einer Dezentrali-
sierung der Schulheime ein Fehlanreiz beseitigt werden. Anmerkung: Dieser Fehlanreiz 
wird auch mit allen anderen Varianten (1, 2a, 2b, 3b) beseitigt. 

Fazit: Insbesondere aus Gründen der Subsidiarität, der Effizienz und wegen der Beseiti-
gung eines Fehlanreizes überzeugt diese Variante die AG mehr als der Status quo. 

Variante 3b: Anstossfinanzierung statt Bau- und Betriebsbeiträge 

Die vorliegende Teilentflechtungsvariante verbindet die Abschaffung der Bau- und Be-
triebsbeiträge (vgl. Variante 2: Dezentralisierung) mit der Einführung einer ersatzweisen 
Anstossfinanzierung. 

Die Subsidiarität verbessert sich im Vergleich zum Status quo, da sich der Bund von 
Baubeiträgen und dauerhaften Betriebsbeiträgen zurückzieht. Stattdessen werden neu 
im Sinne einer strategischen Mitsteuerung Innovationsprojekte, welche die Möglichkei-
ten der Kantone allenfalls übersteigen, vom Bund anstossfinanziert. 

Die fiskalische Äquivalenz wird durch die Abschaffung der Bau- und Betriebsbeiträge 
zwar verbessert, dürfte aber auch bei einer Anstossfinanzierung nicht vollständig erfüllt 
sein. Dies unter der Annahme, dass die Kantone die anstossfinanzierten Projekte zu ei-
nem grossen Teil mitkonzipieren und umsetzen würden, aber der Bund letztlich einen 
grossen Teil bezahlt. 

Die Effizienz wird in der AG im Vergleich zum Status quo tendenziell als besser erach-
tet. Der administrative Aufwand nimmt ab, da nur zu Beginn Absprachen erforderlich 
sind, wenn eine neue Einrichtung geplant und eröffnet wird und nicht mehr permanent 
wie mit den heutigen Bundessubventionen.  

Die Effektivität nimmt wegen der optimierten Planungskoordination (insbesondere bei 
überregionalen Projekten) und mutmasslich weniger Unterversorgung zu. Die Förderung 
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von Innovation und Dynamik, die mittels Anstossfinanzierungen erreicht werden kann, 
ist für einige AG-Mitglieder der grosse Pluspunkt der Variante. Das System der Erzie-
hungseinrichtungen ist eher träge, an der Belastungsgrenze und Innovationen sind sehr 
von Einzelinitiativen abhängig. Eine Anstossfinanzierung soll vor diesem Hintergrund 
helfen, den Ausbau der benötigten Plätze auf qualitativ hohem Niveau zu planen, Inno-
vation zu belohnen und vor allem die finanziellen Risiken zu Beginn abzudecken.  

Betreffend Fehlanreizen ergeben sich positive Aspekte (vgl. Variante 2: Dezentralisie-
rung), aber auch negative Aspekte (neue Fördertöpfe rund um die Anstossfinanzierung, 
die auch wieder Anreize setzen). Es hängt zudem viel davon ab, wie – respektive wie 
erfolgreich – die Anstossfinanzierung in der Praxis umgesetzt wird. Gerade bei hohen 
Subventionssätzen würde eine erhöhte Gefahr für Fehlanreize geschaffen. Aus finanz-
politischer Sicht bestehen deshalb grosse Bedenken, dass aufgrund der Anstossfinan-
zierungen unzureichend durchdachte Projekte entstehen könnten, die kaum eigenstän-
dig funktionieren, wodurch sich der Bund nur mit Schwierigkeiten aus der weiteren Fi-
nanzierung würde zurückziehen können. Aus sektoraler Sicht werden diese Bedenken 
allerdings nicht geteilt. Aus ihrer Sicht dürften sich die positiven und negativen Aspekte 
die Waage halten oder sind unter dem Strich gar positive Auswirkungen zu erwarten.  

Fazit: Die Variante ist umstritten. Aus sektoraler Sicht hat die Variante aus Effektivitäts-
gründen (weniger Versorgungslücken etc.) grosse Vorzüge zum Status quo. Aus finanz-
politischer Perspektive wird jedoch kritisch hinterfragt, ob sich die zeitlich begrenzte An-
stossfinanzierung wirklich umsetzen lässt und sich der Bund vom weiteren Betrieb wird 
zurückziehen können. Aus dieser Perspektive ist die Variante klar abzulehnen. Die sekt-
oralen Vertreter in der AG halten die geäusserten finanzpolitischen Bedenken für über-
trieben. 

3. Würdigung und Empfehlungen 

Das heutige System funktioniert grundsätzlich gut. Aus sektoraler Sicht wird die Beteili-
gung des Bundes mit seinem Einfluss auf die Harmonisierung, die Qualität und die Fi-
nanzierbarkeit der Angebote respektive Einrichtungen in den Kantonen positiv beurteilt. 
Dementsprechend besteht kein dringender Anpassungsbedarf. Die in Kapitel 2 erarbei-
teten Varianten sind vor diesem Hintergrund aus sektoraler Sicht als Optionen zu ver-
stehen. Einige davon haben das Potential, das System zu verbessern – allenfalls auch 
mittels intensivierter, neuer oder alternativer Verflechtungen. Grössere Entflechtungen 
(ohne Schaffung ersatzweiser Verflechtungen) zur Stärkung des Föderalismus sind 
ebenfalls denkbar, werden von den sektoralen Vertretern in der AG aber tendenziell kri-
tisch betrachtet. Insbesondere die finanzpolitischen Vertreter sehen aus einer Entflech-
tungssicht hingegen durchaus Potential, die Rolle der Kantone in der föderalen Aufga-
benteilung zu stärken und Doppelspurigkeiten abzubauen. Konkret:  

Im Bereich des Straf- und Massnahmenvollzugs Erwachsene inklusive U-Haft emp-
fiehlt die AG, die Abschaffung von Massnahmenpaketen mit kleineren baulichen Mass-
nahmen zu vertiefen (vgl. Variante 4). Darüber hinaus empfehlen einzelne AG-Mitglieder 
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die vertiefte Prüfung eines kantonalen Vollzugs mit Bundesbeteiligung (Variante 1b), ei-
ner Dezentralisierung des Straf- und Massnahmenvollzugs (Variante 2) sowie einer 
Schaffung von Baubeiträgen für die U-Haft (Variante 3). 

Im Bereich der Erziehungseinrichtungen empfiehlt die AG, die Dezentralisierung der 
Schulheime zu vertiefen (Variante 3a). Des Weiteren soll die Dezentralisierung der Bau- 
und Betriebsbeiträge vertieft werden (Variante 2a). Während die Vertiefung der Dezent-
ralisierung der Baubeiträge grundsätzlich begrüsst wird, ist die Dezentralisierung der 
Betriebsbeiträge und damit die vollständige Dezentralisierung gemäss Variante 2a in der 
AG jedoch umstritten. Als Alternative zur vollständigen Dezentralisierung wird von eini-
gen Mitgliedern der AG empfohlen, eine fortgesetzte koordinative Mitwirkung des Bun-
des (vgl. Variante 2b betreffend Gründung eines nationalen Kompetenzzentrums) und 
die Einführung einer Anstossfinanzierung (Variante 3b) vertieft zu prüfen. Sowohl das 
Kompetenzzentrum wie auch die Anstossfinanzierung sind umstritten, könnten aber das 
Potential haben, allfällige Bedenken zur ersatzlosen Abschaffung der Bau- und Betriebs-
beiträge zu mindern. Darüber hinaus könnte damit die strategische Angebotssteuerung 
erleichtert und die Schliessung von Versorgungslücken verbessert werden. 

 


